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Vorblatt 


Bezug von Zeitungen und Zeitschriften aus der DDR 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses für innerdeutsche 

Beziehungen) 


A. Problem 

Der Austausch von Zeitungen und Zeitschriften zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der DDR soll erleichtert wer- 
den. 


B. Lösung 

Nach Inkrafttreten des Zweiten Gesetzes zur Änderung von 
Artikel 8 des Achten Strafrechtsänderungsgesetzes am 1. April 
1971 soll die Bundesregierung auch in Zukunft bei ihren Ver- 
handlungen mit der DDR nach Möglichkeiten eines Austausches 
von Presseerzeugnissen zwischen der Bundesrepublik und der 
DDR suchen. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Keine 
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A. Bericht der Abgeordneten Dr. Kreutzmann und Reddemann 


Der Deutsche Bundestag hat in seiner 115. Sitzung 
vom 28. April 1971 die obengenannte Vorlage ge- 
mäß § 76 Abs. 2 der Geschäftsordnung dem Aus- 
schuß für innerdeutsche Beziehungen federführend 
und dem Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 
mitberatend überwiesen. Nach der Empfehlung des 
Ausschusses für Bildung und Wissenschaft, den 
Bericht der Bundesregierung zur Kenntnis zu neh- 
men, hat der Ausschuß für innerdeutsche Beziehun- 
gen diesen Bericht in seiner 48. Sitzung vom 1. Juli 
1971 beraten. 

Aus dem Bericht der Bundesregierung geht her- 
vor: 

1. Die DDR war auch im Jahre 1970 nicht bereit, 
den Vertrie J bsgesellschaften in der Bundesrepu- 
blik ein höheres Zeitungskontingent zur Ver- 
fügung zu stellen. Sie weigert sich nach wie vor, 
die nötigen Lieferungszusagen für die Zulassung 
im Postzeitungsdienst zu geben. Regionale 
Tageszeitungen werden überhaupt nicht gelie- 
fert. Ohne Einschränkungen erfolgt die Lieferung 
politischer Zeitschriften wie „Wirtschaft“ oder 
„Einheit“. Das Interesse am Bezug dieser Zeit- 
schriften ist allerdings wesentlich geringer als 
das am Bezug des „Neues Deutschland“. 

2. Bis ins letzte exakte Bezugszahlen über die in 
die Bundesrepublik gehenden Zeitungen und 
Zeitschriften aus der DDR konnten nicht ermit- 
telt werden. Die Zahl der Titel wird mit etwa 
66 angegeben. Die Zahl der Abonnements 
schwankt zwischen 4 700 und 5 350. Trotz Er- 


weiterung des Spektrums der Titel ist ein ge- 
wisser Bezugsrückgang zu verzeichnen, der bei 
etwa 8 °/o der Bezüge liegt. Bezugsaufträge 
konnten im wesentlichen erfüllt werden, da 
wegen des hohen Preises und früherer erfolgloser 
Bezugsanträge kein zunehmendes Interesse am 
Bezug der DDR-Zeitungen und Zeitschriften be- 
steht. Dazu kommt, daß sich zahlreiche Bewohner 
der Bundesrepublik Tageszeitungen und Zeit- 
schriften aus der DDR von Verwandten und Be- 
kannten mit der Post schicken lassen. Das Kon- 
tingent liegt also höher, als das in den Zahlen 
des Handels seinen Ausdruck findet. Nach In- 
krafttreten des Achten Strafrechtsänderungsge- 
setzes haben die zuständigen Bundesministerien 
die Zoll- und Postverwaltung angewiesen, in 
der Regel zu unterstellen, daß die Vorausset- 
zungen des Artikels Acht des Achten Strafrechts- 
änderungsgesetzes vorliegen. 

3. Das Bundesverfassungsgericht hat in seinem 
Jahresbericht vom 13. April 1970 darauf hinge- 
wiesen, daß das Interesse des Staates an der 
Kanalisierung der Zeitungseinfuhr nicht vor- 
rangig vor dem Recht des Bürgers, sein Infor- 
mationsinteresse durchzusetzen, sein könne. Auf- 
grund dieses Erlasses ist die Zahl der Vorlagen 
einschlägiger Postsendungen an die Staatsan- 
waltschaft und deren gerichtliche Einziehung 
gegenüber früher erheblich zurückgegangen. 

4. Diese Haltung der Gerichte wurde im wesent- 
lichen dadurch bestimmt, daß auch im Berichts- 
zeitraum keine besonderen Westausgaben von 
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DDR-Zeitungen und Zeitschriften hergestellt und 
in das Bundesgebiet verbracht wurden. 

5. Entsprechend dem Votum des Ausschusses hat 
die Bundesregierung dem Bundestag den Ent- 
wurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung von 
Artikel 8 des Achten Strafrechtsänderungsge- 
setzes vorgelegt, in dem der Zeitungsbezug aus 
der DDR ab 1. April 1971 unbefristet und ohne 
Einschränkung der Bezugswege zugelassen wird. 
Nach Annahme des Gesetzes am 10. März 1971 
trat das Gesetz am 1. April 1971 in Kraft. 


Es wird empfohlen, 

1. den Bericht der Bundesregierung zur Kenntnis 
zu nehmen, 

2. die Bundesregierung aufzufordern, auch in Zu- 
kunft bei ihren Verhandlungen mit der DDR 
alles zu tun, um einen freien Austausch von 
Presseerzeugnissen in beiden Richtungen zwi- 
schen der Bundesrepublik und der DDR zu er- 
möglichen. 


Berlin, den 1. Juli 1971 


Dr. Kreutzmann Reddemann 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

1. Der Bericht der Bundesregierung wird zur Kennt- 
nis genommen. 

2. Die Bundesregierung wird aufgefordert, auch in 
Zukunft bei ihren Verhandlungen mit der DDR 
alles zu tun, um einen freien Austausch von 
Presseerzeugnissen in beiden Richtungen zwi- 
schen der Bundesrepublik und der DDR zu er- 
möglichen. 


Berlin, den 1. Juli 1971 


Der Ausschuß für innerdeutsche Beziehungen 


Dr. Gradl 

Vorsitzender 


Dr. Kreutzmann Reddemann 

Berichterstatter 



